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EINLADUNG 

Die Damen und Herren der Gemeindevertretung und des Gemeindevorstandes 
lade ich zur 

18./XVII. Sitzung 

für 

Dienstag, 19. Februar 2013, um 19:30 Uhr,  

im Sitzungssaal des Rathauses Wald-Michelbach, In der Gass 17,  

freundlich ein. 

TAGESORDNUNG:  

I. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung; 

II. Feststellung der Beschlussfähigkeit; 

III. Bericht des Gemeindevorstandes; 

IV. 1. Haushaltswirtschaft 2013; 

1.1. Haushaltssatzung der Gemeinde Wald-Michelbach für das 

Haushaltsjahr 2013 mit Finanzplanung und Investitionspro-

gramm für den Zeitraum 2013 - 2016; 
- Drucksache. Nr. 134/XVII. - GV - 
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1.2. Haushalts-Sicherungskonzept für das Haushaltsjahr 2013; 

- Drucksache Nr. 135/XVII. - GV - 

2. Antrag der Fraktion Bürger für Wald-Michelbach - Wiederkehrende 

Straßenbeiträge; 

- Drucksache Nr. 136/XVII. - GV - 

3. Wünsche, Anregungen und Anfragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Werner Breitwieser, Vorsitzender 

der Gemeindevertretung 



Verteiler:  

Damen und Herren der Gemeindevertretung:  

1. Breitwieser, Werner 

2. Kunkel, Dieter 

3. Köhler, Nothung 

4. Gramlich, Horst 

5. Martin, Hans-Dieter 

6. Heldmann, Bianca 

7. Maday, Michael 

8. Schlack, Iris 

9. Freudl, Ralf 

10. Doetsch, Stefan 

11. Postel, Stella 

12. Wiemer, Franz 

13. Klos, Udo 

14. Gremm, Helmut 

15. Boshoven-Krämer, Beatrix 

16. Emig, Gunther 

17. Sax, Wolfgang 

18. Backfisch, Sebastian 

19. Hartrampf, Monika 

Dame und Herren des Gemeindevorstandes:  

20. Langer, Thomas 

21. Klos, Joachim 

22. Wingerter, Sven 

23. Maletz, Jörg 

24. Werner, Stefan 

25. Hennrich, Dirk 

26. Lammer, Adolf 

27. Mikkat, Horst-Jürgen 

28. Engesser, Hermann 

29. Kappes, Walter 

30. Schork, Henrik 

31. Maurer, Georg 

32. Steinmann, Carola 

33. Heldmann, Ralf 

34. Roßbach, Günther 

35. Dr. Schaffnit, Rolf 

36. Trumpfheller, Hans 

37. Molzahn, Gerhard 

Herren Ortsvorsteher:  

1. Bürgermeister Kunkel, Joachim 

2. I. Beigeordneter Bihn, Peter 

3. Beigeordneter Gölz, Manfred 

4. Beigeordneter Knapp, Arthur 

5. Beigeordnete Schubert, Lucia 

6. Beigeordneter Herold, Thomas 

7. Beigeordneter Reh, Gundolf 

8. Beigeordneter Gölz, Norbert I. 

9. Beigeordneter Lipp, Hans-Jörg 

Verwaltung:  

1. Schriftführer Gräber, Ernst 

2. alle Amtsleiter im Hause 

3. Gemeindekasse 

4. Kindergärten 

5. Bauhof 

6. WV. 19.02.2013 

7. z.d.A.  

1. Michel, Thomas - Affolterbach 

2. Heiligenthal, Thomas - Aschbach 

3. Gölz, Franz-Josef - Gadern 

4. Aßmann, Stefan - Hartenrod 

5. Helfrich, Edwin - Kocherbach 

6. Hintenlang, Stefan - Kreidach 



 

Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 134/XVII. - GV - 19.02.2012 

TOP 1:  Haushaltswirtschaft 2013; 

1.1. Haushaltssatzung der Gemeinde Wald-Michelbach für das 

Haushaltsjahr 2013 mit Finanzplanung und Investitionspro-
gramm für den Zeitraum 2013 - 2016; 

Die Haushaltssatzung der Gemeinde Wald-Michelbach für das Haushaltsjahr 

2013 mit Finanzplanung und Investitionsprogramm für den Zeitraum von 2013 -

2016 wurde in der 17./XVII. Sitzung der Gemeindevertretung am 15. Januar 
2013 eingebracht und in den Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses am 22. 

und 29. Januar 2013 eingehend beraten. Weitere Beratungen fanden in einer 

gemeinsamen Sitzung des Bau-, Verkehr-, Energie- und Umweltausschusses 

sowie des Jugend-, Senioren-, Sport- und Kulturausschusses statt. 

Die Anhörung der Ortsbeiräte erfolgte am 24. Januar 2013. 

Der Haupt- und Finanzausschuss und die Fachausschüsse haben der 

Gemeindevertretung folgenden Beschlussvorschlag empfohlen. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung genehmigt die Haushaltssatzung der Gemeinde 
Wald-Michelbach für das Haushaltsjahr 2013 mit Finanzplanung und In-

vestitionsprogramm für den Zeitraum 2013 - 2016. 

Haushaltssatzung mit Haushaltsplan nebst Anlagen sind als Anlage - 1 -

dem Protokoll beigefügt. " 

GB I - Zentrale Dienste, 11.02.2013 
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Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 135/XVII. - GV - 19.02.2013 

 

         

 

TOP 1:  Haushaltswirtschaft 2013; 

1.2. Haushalts-Sicherungskonzept für das Haushaltsjahr 2013; 

 

Der Haushaltsplan der Gemeinde Wald-Michelbach weist für 2013 innerhalb des Ergebnishaushaltes ein 
Defizit in Höhe von 960.000,00 € aus. 
Auch die mittelfristige Ergebnisplanung beinhaltet für den Planungs-Zeitraum 2014 - 2016 Fehlbeträge in 
Höhe von 950.000,00 € (2014), 710.000,00 € (2015) und 395.000,00 € (2016). 

Bei Einbeziehung der Außerordentlichen Erträge (185.000,00 €) und Aufwendungen (5.000,00 €) errech-
net sich ein Defizit von 780.000,00 €. 
Aus der Ergebnisplanung für 2014 - 2016 resultieren Fehlbeträge von 770.000,00 € (2014), 530.000,00 € 
(2015) und 215.000,00 € (2016). 

Somit ist die Gemeinde gemäß § 92 Abs. 4 der Hessischen Gemeindeordnung verpflichtet, ein Haus-
halts-Sicherungskonzept (HSK) aufzustellen. 

Die Zielsetzung dieses Haushalts-Sicherungskonzeptes 2013 umfasst die: 

- Reduzierung bzw. Vermeidung eines Fehlbetrages 
- Sicherstellung der Vermeidung einer "Netto-Neuverschuldung" innerhalb des "Mittelfristigen 

Finanzplanungs-Zeitraumes 2014 - 2016" 
- einen Ausgleich innerhalb der Gebühren-Haushalte "Abfall-Beseitigung" sowie 

"Bestattungswesen" 
- Vorlage eines ausgeglichenen Haushaltes bis (spätestens) im Jahr 2020. 

Auf Grund der Bedeutung ausgeglichener Haushalte für die stetige Aufgabenerfüllung einer Gemeinde ist 
das HSK von der Gemeindevertretung zu beschließen und der Kommunalaufsicht beim Landrat des Krei-
ses Bergstraße mit dem Haushaltsplan zur Genehmigung vorzulegen bzw. nachzureichen. 

Es beinhaltet bedeutsame Informationen zur Beurteilung der Frage, in wie weit die Genehmigung des 
Haushaltes durch die Aufsichtsbehörde nach den Grundsätzen einer geordneten Haushaltswirtschaft 
erteilt werden kann. 
Bei einem defizitären Haushalt erfolgt ohne Vorlage eines HSK keine bzw. nur eine eingeschränkte 
Genehmigung des Haushaltsplanes (= keine Kredit-Ermächtigung). 
Vom Land Hessen werden keine Finanzierungs-Zuweisungen (Zuschüsse) und auch keine Investi-
tionsfonds-Darlehen, Abteilung B, bewilligt. 

Der Gesetzgeber beschreibt das HSK als ein Instrument zur Festlegung der Konsolidierungs-Linie und 
der dafür notwendigen Maßnahmen. Deshalb sind Festlegungen über das (Konsolidierungs-) Ziel, die 
dafür notwendigen (Konsolidierungs-) Maßnahmen und den angestrebten (Konsolidierungs-) Zeitraum 
einzubeziehen, innerhalb dessen der Haushaltsausgleich wieder erreicht werden soll. 
Somit dient das HSK dem Ziel, innerhalb einer geordneten Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen und sicherzustellen. 
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Das Hessische Ministerium des Innern und für Sport hat Regelungen bzw. Eckpunkte für ein HSK unter 
Anderem wie folgt festgelegt: 

"Eine nachhaltige Haushalts-Konsolidierung kann nur dann gelingen, wenn die Kommunen alle Möglich-
keiten zur Einsparung von Aufwendungen konsequent nutzen. Gegebenenfalls muss auf die Einbringung 
kommunaler Leistungen auch in größerem Umfang verzichtet werden, soweit keine Finanzierung durch 
zusätzliche Einnahmen möglich ist. 
Im Rahmen der Konsolidierungsmaßnahmen haben die Kommunen auch alle Möglichkeiten der Beschaf-
fung von Einnahmen zu nutzen. 
Auch wenn sich zeigt, dass die Beschränkung der kommunalen Ausgaben auf das wirklich unumgäng-
liche Maß sowie die Ausschöpfung sämtlicher Einnahme-Möglichkeiten keinesfalls für eine nachhaltige 
Konsolidierung ausreichen, darf die Kommune dennoch nicht in ihren Spar-Anstrengungen nachlassen. 
Besondere Finanzhilfen zur Haushalts-Konsolidierung sind von keiner Seite zu erwarten. 
Es ist in jedem Fall zu verhindern, dass sich die eingetretene Defizit-Situation verfestigt. 
Die Kommunen sollten insgesamt in weitaus stärkerem Maße als bisher Kooperationen auf kommunaler 
Ebene anstreben. Auf diese Weise können erhebliche Synergieeffekte gewonnen werden." 

Zur dahingehenden Präzisierung dieser Vorgaben hat das Hessische Ministerium des Innern und für 
Sport im Mai 2010 eine Neufassung der "Konsolidierungs-Richtlinie" veröffentlicht, die bei der Erstel-
lung (bzw. Fortschreibung) eines HSK zu beachten und gemäß der Kommunalaufsicht beim Landrat des 
Kreises Bergstraße nach wie vor gültig ist. 

Das HSK ist auf der Grundlage dieser "Leitlinie zur Konsolidierung der kommunalen Haushalte und 
Handhabung der kommunalen Finanzaufsicht über Landkreise, kreisfreie Städte und kreisangehö-
rige Städte und Gemeinden" (siehe "grüne" Anlage) erstellt worden. 

1. Konsolidierungs-Maßnahmen - Allgemein 

Im HSK soll möglichst eine detaillierte Beschreibung der vorgesehenen Konsolidierungs-Maßnahmen 
erfolgen. 

Zur Erteilung der aufsichtsbehördlichen, haushaltswirtschaftlichen Genehmigung wird das der vorge-
nannten "Leitlinie des Landes Hessen" entsprechende HSK dem Landrat des Kreises Bergstraße mit der 
Haushaltssatzung vorgelegt. 
Die jeweiligen Auswirkungen der einzelnen HSK-Maßnahmen sind bezogen auf die Haushalts-Positionen 
darzustellen. 
Sofern Empfehlungen der "Leitlinie" nicht umgesetzt werden (können), muss eine dahingehende Begrün-
dung erfolgen. 
Das nach der "Leitlinie" als Zielvorgabe dienende "Erreichen eines Haushalts-Ausgleiches bis 2020" 
wird anhand der bereits bis 2016 sich abzeichnenden Entwicklungen durchaus realisierbar werden. 
Außerordentlich hilfreich hierzu wären wesentliche Änderungen bei gesetzlichen Bestimmungen wie z.B. 
dem "Finanzausgleichgesetz" "(Kommunaler Finanzausgleich"), da die verantwortlichen Negativ-
Kriterien von uns nicht beeinflussbar sind und auf anderweitigen, von außen herein getragenen Rege-
lungen beruhen. 
In diesem Zusammenhang ist die Entwicklung des "Kommunalen Finanzausgleiches" mit entscheidend. 
Unter Berücksichtigung des Defizit-Betrages aus dem Jahr 2000 wäre in 2013 kein Fehlbetrag im Ergeb-
nis-Haushalt entstanden. 

2. Begrenzung des Wachstums bei den Aufwendungen 

Die Aufstellung der Haushaltspläne durch die Verwaltung und den Gemeindevorstand erfolgt seit 1985 in 
besonderer Weise im Hinblick auf die Entwicklung der Aufwendungen nach den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit, sodass jeweils nur die absolut notwendigen Aufwendungs-Ansätze 
eingeplant werden. 
Dabei wird gleichzeitig eine strikte Ausgaben-Disziplin betrieben. 

Der Aufwand für Sach- und Dienstleistungen beträgt in 2013 2.858.650,00 € (HH 2013 / Seite 8). 
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3. Personalkosten 

Als wesentlicher Aufwendungs-Faktor sind die Personalkosten in Wald-Michelbach bereits seit Jahren auf 
das unabweisbar erforderliche Mindestmaß reduziert worden. 
Weitere Einsparungen sind nicht möglich. 
Nur bei einer drastischen Verminderung des derzeitigen Leistungs-Angebotes für unsere Bürger könnte 
dies möglich sein, allerdings mit der Folge, dass gesetzliche Anforderungen an übergeordnete Behörden 
(z.B. Statistiken oä.) nicht mehr oder zumindest keineswegs termingerecht geleistet werden könnten. 
Seit Jahren erfolgt bei frei werdenden Stellen keine zeitgleiche Neubesetzung. 
Zudem wird bei derartigen Nachfolge-Regelungen eine geringere Einstufung gegenüber dem seitherigen 
Stellen-Inhaber vorgenommen. 

Der Personal-Aufwand beziffert sich in 2013 incl. der Versorgungsleistungen auf 4.280.000,00 €. 
Gegenüber dem Vorjahr 2012 (4.010.000,00 €) ist vordringlich infolge von tariflichen Vorgaben eine Stei-
gerung von 270.000,00 € zu verzeichnen. 

Die Finanzplanung weist folgende Personalkosten aus: 

Haushaltsjahr € 

2014 4.340.000,00 

2015 4.356.000,00 

2016 4.381.000,00 

Die aus der kommunalen Stellenobergrenzen-Verordnung sich ergebenden möglichen Stellenbesetzun-
gen und Einstufungen wurden in Wald-Michelbach bislang nicht ausgeschöpft. 

Bezüglich Bestrebungen zur interkommunalen Zusammenarbeit (siehe auch Punkt 13) ist darauf hin-
zuweisen, dass bereits seit Gründung des Abwasserverbandes "Überwald" 1974 dahingehende gemein-
same Aktivitäten zur Abwasser-Beseitigung und -Behandlung mit Grasellenbach bestehen. 
Des Weiteren wurde in Vorjahren mit den Nachbar-Gemeinden Abtsteinach und Grasellenbach unter 
Einbeziehung eines Wirtschaftsprüfungs-Unternehmens der gesamte, kommunale Verwaltungsbereich im 
Hinblick auf mögliche Faktoren für eine kommunale Zusammenarbeit zur Erreichung von Synergie-
Effekten überprüft. 
Seitdem erfolgt eine Zusammenarbeit mit den vorgenannten Nachbargemeinden in den Bereichen 'Was-
serversorgung und Beschaffungen" (Eigenbetrieb "Gemeindewerke Wald-Michelbach / WEW', Bauhof 
und Verwaltung). 
Ebenfalls zu nennen ist das mit Grasellenbach beantragte und personell durch die Gemeinde Wald-
Michelbach abzuwickelnde Landesprogramm "Aktive Kernbereiche". 

Als herausragendes Kriterium ist die "Zukunftsoffensive" (ZKÜ) als Resultat der gemeinde-
übergreifenden Neustrukturierung im Bereich der Tourismus-Förderung und der gemeinsamen Vermark-
tung der Region mit der Wirtschaftsförderung für die drei "Überwald - Kommunen" anzuführen. 
Weitere Synergie-Effekte konnten jedoch bislang zwischen den drei beteiligten Kommunen nicht herbei-
geführt werden. 

Der Personalschlüssel für die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen ist in Wald-Michelbach 
wie folgt festgelegt: 

Nestgruppen 
(unter 3 Jahre) 

2,00 

Sonstiger Kindergarten- 1,80 
Bereich 
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Die Mindest-Voraussetzungen gemäß der dahingehenden Verordnung vom Dezember 2008 belaufen 
sich auf: 

Nestgruppen 
(unter 3 Jahre) 

2,00 

Sonstiger Kindergarten- 1,75 
Bereich 

Die gegenüber den Mindest-Voraussetzungen um 0,05 geringfügig erhöhte Schlüsselzahl resultiert 
aus dem Fehlen von Vertretungskräften von Außen. 

Deshalb wird mit der angepassten Schlüsselzahl durch eine interne Zeitregelung und organisatorische 
Zusammenschlüsse der einzelnen, gemeindlichen Kindergärten unserer Großgemeinde eine dahin-
gehende Kompensation bewirkt, um den ordnungsgemäßen Kindergartenbetrieb gewährleisten zu kön-
nen. 

4. Investitions-Maßnahmen / lnvestitions-Programm 

(HH 2013 / Seite 413) 

Die im Finanzhaushalt ausgewiesenen Investitionen in Gesamthöhe von 2.300.000,00 € entstammen 
überwiegend aus dem Bereich der Pflichtaufgaben wie dem Straßenbau (Infrastruktur), der Sicher-
stellung des Brandschutzes, den Gemeinschaftseinrichtungen (MZH / DGH / Bürgerhäuser), 
Sportanlagen / Turnhallen sowie städtebaulichen Maßnahmen im Rahmen des Landesprogram-
mes "Aktive Kernbereiche". 
Innerhalb des "Straßenbaues" sind auch Projekte berücksichtigt, die eine Erschließungs- bzw. Straßen-
Beitragsumverteilung nach dem "Baugesetzbuch" (BauGB) bzw. dem "Kommunalen Abgabengesetz" 
(HessKAG) mit Anliegerbelastungen von 90 v.H. bzw. 50 v.H. bewirken, sodass eine entsprechend 
hohe Kostendeckung erreicht wird. Des Weiteren erfolgt z.B. beim Ausbau der OD Affolterbach zusätzlich 
eine Förderung durch das Land Hessen, sodass der Gemeinde-Anteil eine dahingehende Reduzierung 
erfährt. 

Hohe anteilige Fördermittel von rd. 70 v.H. können aus dem LP "Aktive Kernbereiche" generiert werden. 

Bei den Investitionen ist zudem besonders darauf hinzuweisen, dass bereits im Vorfeld der jährlichen 
Planerstellung eine "Investitions- bzw. Prioritätenliste" mit den nachweislich unabweisbaren Investitionen 
erarbeitet und dem Gemeindevorstand sowie dem Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung und Be-
schlussfassung vorgelegt wird. 
Diese umfasst stets nur die absolut dringlichsten und dabei auch noch finanzierbaren Investitions-
Projekte. 
Dennoch sind nahezu in jedem Jahr zur Erfüllung der Vorgabe "Vermeidung einer Netto-Neuverschul-
dung" umfangreiche Streichungen bzw. Verschiebungen in Folgejahre unumgänglich. 
Infolge derartiger Verlagerungen in Nachjahre sind im Finanzplanungs-Zeitraum folgende 
Investitions-Summen dargestellt: 

Haushaltsjahr € 

2014 2.865.000,00 

2015 2.435.000,00 

2016 1.410.000,00 
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5. Netto-Neuverschuldung 

(HH 2013 / Produkt 1610 Seite 349 sowie Seiten 83 und 391) 

Der Schuldenstand beläuft sich zum 31.12.2012 auf 20.118.894,33 (incl. Abwasserverband "Überwald" 
(anteilig), Eigenbetrieb "Gemeindewerke Wald-Michelbach" (AEW + WEW), "IGENA-GmbH", Leasing-
Verträge, Kassenkredite). Der Schuldendienst umfasst 760.000,00 E. 

Seit Mitte der 1980er Jahre wird in Wald-Michelbach die seitens der Gemeindevertretung vorgegebene 
Zielsetzung "Vermeidung einer Netto-Neuverschuldung" durch eine gleich hohe Darstellung von Kredit-
aufnahmen und Tilgungen beachtet. 
In 2013 wurde dieser Vorgabe mit der Ausweisung von 590.000,00 wiederum entsprochen. 
Auch in den Folgejahren 2015 und 2016 wurde dieser Grundsatz mit der jeweiligen Ein- und Auszahlung 
von 580.000,00 bzw. 600.000,00 beachtet. 

In 2014 ist infolge eines "Investitionsstaus" zunächst noch eine Neuverschuldung von 170.000,00 (Kre-
ditbedarf 740.000,00 / Tilgung 570.000,00 €) ausgewiesen. 
Deshalb sind im Rahmen der Investitions-Planungen 2014 entsprechende Verschiebungen bzw. Anpas-
sungen noch vorzunehmen. 

Vorteilhaft ausgewirkt haben sich dabei auch unsere Bemühungen bei der Beantragung von nominal 
zinslosen Investitionsfonds-Darlehen, Abteilung B, sodass ein verhältnismäßig hoher Anteil am Kredit-
bedarf über derartige Darlehen abgewickelt werden konnte. 
Gleichzeitig tritt hierdurch auch eine deutliche Entlastung beim Zins-Aufwand ein. 
Auch durch unser Bestreben, für jegliche Investitionen stets höchstmögliche Landesmittel zu beantra-
gen, konnte eine Begrenzung der erforderlichen Kreditmittel erreicht werden. 
Ebenfalls zur Entlastung beigetragen, haben die in den vergangenen Jahren zu stets zinsgünstigeren 
Konditionen erfolgten Zins-Anpassungen. 
Die nächsten Zinsanpassungen stehen erst in 2015 zur Neuvereinbarung an. 

Es bleibt festzustellen, dass in unserer Großgemeinde bereits seit Jahren nach den erst in 2010 vom 
Land Hessen aufgestellten "Leitlinien" verfahren wird, wie auch aus der nachfolgenden Liste erkennbar 
ist. 

Haushalts - Jahr Zinsaufwand / € 
1980 427.038 
1985 807.153 
1990 781.315 
1995 658.047 
2000 428.467 
2001 439.886 
2005 396.914 
2006 332.922 
2007 316.155 
2008 295.109 
2009 172.301 
2010 163.030 
2011 185.955 
2012 170.000 

2013 * 170.000 

Erläuterung: Haushalts-Planung - ab 1998: Verminderung infolge des "Eigenbetriebes Wasserversorgung / WEW' 
- ab 2009: Reduzierung wegen Eigenbetrieb "Gemeindewerke Wald-Michelbach" mit den 
beiden Betriebszweigen "Abwasserbeseitigung / AEW' und 'Wasserversorgung / WEW' 

- ab 2010 ohne Zinsdienstumlage (Konjunktur-Programm 2009) 

6. Freiwillige Leistungen 

(HH 2013 / Seite 9 Ziffer 15) 

Die freiwilligen Leistungen unserer Kommune unterliegen seit Jahren immer strengeren Vorgaben und 
Prüfungen. 
Die zwischenzeitlich erfolgte Begrenzung erscheint uns im Hinblick auf das ausgewiesene Defizit als 
vertretbar und für das Zusammenleben in einer örtlichen Gemeinschaft unabdingbar. 
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In allen Fällen ist bezüglich der jeweiligen, freiwilligen Leistung das Vorliegen eines zwingenden, öffentli-
chen Bedürfnisses auch die Angemessenheit des Zuschussbetrages im Hinblick auf den jeweiligen Ver-
wendungszweck zu prüfen. 

Bei der Entscheidungsfindung durch die Gemeinde-Gremien muss zudem die Leistungsfähigkeit der 
Nutzer sowie die Erfüllung des zwingenden, öffentlichen Bedürfnisses mit einfließen. 

Im Bezug auf die besondere Bedeutung des Sports für das Gemeinwesen weisen wir daraufhin, dass die 
Gemeinde auch künftig auf die Erhebung von Gebühren für Sportvereine für die Nutzung von kommuna-
len Sportstätten (Sportplätze und Hallen) verzichtet. 

Weitere Kürzungen bei den Aufwendungen sind kaum mehr denkbar. Die verbliebenen "Freiwilligen Leis-
tungen" (wie z.B. Altenfahrt- bzw. Feier) können aus dem gesellschaftlichen Leben unserer Gemeinde 
nicht mehr "verbannt" werden, da sie die einzigen Veranstaltungen der Gemeinde für Senioren darstellen. 

Die nachfolgende Zusammenstellung zeigt die freiwilligen Leistungen unserer Großgemeinde. 

Freiwillige Leistungen der Gemeinde Wald-Michelbach 

Bezeichnung 

A. Sportbereich (Vereinsförderung, Zuschuss) 

Haushalt 2013 

€ 

Sportvereine Allgemein 24.320,00 

Zwischensumme A 24.320,00 

B Aufwendungen /Allgemeine Zuweisungen /Mitgliedsbeiträge 

Seniorenarbeit Gemeinde (Ausflug / Weihnachtsfeier ua) 9.000,00 

Seniorenarbeit allgemein - Kreis Bergstraße 9.000,00 

Wirtschaftsförderung Allgemein und IGO - Regional 14.200,00 

Ferienspiele / Kinderjahrmarkt 3.000,00 

Mitgliedsbeitrag Geo-Naturpark 2.900,00 

Mitgliedsbeitrag - Besondere Touristikförderung 
(Tourist-Service Odenwald-Bergstraße ua.) 

7.230,00 

Mitgliedsbeiträge allgemein 3.280,00 

Kleinspenden an sonstige Bereiche 2.700,00 

Musikschule Rimbach 12.500,00 

Musikverein Allgemein und Kurkonzert 5.500,00 

Kreis Bergstraße - Laufende Zwecke (SchuB-Klassen) und Energie- 
beratungszentrum 

8.800,00 

Ruf- und Linientaxi (Gemeinde-Anteil 25 v.H.) 2.375,00 

Zwischensumme 8 80.485,00 
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C. Besondere vertragliche Förderungen 

AG Draisine für laufende Unterhaltung 30.000,00 

Zukunftsoffensive Überwald - ZKÜ 65.000,00 

Kirchengemeinden - Konfessionelle Kindergärten 470.000,00 

Sozialstation Überwald 8.000,00 

Zwischensumme C 573.000,00 

Gesamtbetrag A - C 677.805,00 

7. Gebühren und Beiträge 

A) Gebühren 

Innerhalb des Gemeinde-Haushaltes werden nur noch die beiden Gebühren-Haushalte "Öffentliche Ab-
fallbeseitigung" und "Bestattungswesen" abgewickelt. Diese weisen folgende Unterdeckung auf: 

Gebühren-Haushalt Produkt Haushaltsplan 
Seite 

Ergebnis / Fehlbetrag 
nach KLR 

€ 

Öffentliche Abfallbeseitigung 1150 179 34.050,00 

Bestattungswesen 1330 255 37.083,00 

Erträge aus Abfallgebühren 874.500,00 

Erträge aus Bestattungsgebühren 104.100,00 

Erträge aus Grabnutzungsgebühren 66.000,00 

In Anbetracht dieser Defizit-Beträge werden Beratungen durch die Gemeinde-Gremien bezüglich 
entsprechender Gebühren-Anpassungen erforderlich. 
Eine Anpassung der Bestattungsgebühren ist zur Erreichung eines künftigen Ausgleiches in diesem Ge-
bühren-Haushalt bereits in Vorbereitung und soll im Zusammenhang mit einer neuen Satzungsregelung 
in Kürze seitens den Gemeinde-Gremien beschlossen werden. 
Des Weiteren sollen durch (interne) Anpassungen bei den Aufwendungen entsprechende Verminderun-
gen der Kostenbelastung bewirkt werden. 

B) Beiträge 

In der Gemeinde Wald-Michelbach werden die anhand der Bestimmungen des "Baugesetzbuches" in 
Verbindung mit der "Erschließungsbeitragssatzung" (EBS) der Gemeinde Wald-Michelbach möglichen 
Erschließungsbeiträge, z.B. für die erstmalige Herstellung von Verkehrsanlagen in Neubaugebieten, er-
hoben. 
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Gleichfalls erfolgen Beitrags-Heranziehungen für Neuausbau- bzw. Erneuerungs-Maßnahmen im Bereich 
des Straßenbaues (Fahrbahn / Gehwege) auf der Grundlage des "Gesetzes über Kommunale Abgaben 
in Hessen" (HessKAG) in Verbindung mit der gemeindlichen "Straßenbeitragssatzung" (StrBS). 

8. Elternentgelte in Kinder-Betreuungseinrichtungen 

(HH / 2013 / Produkt 0620 + 0621 / Seite 316) 

Die qualitativ hochwertige Betreuung unserer jüngsten Mitbürger nimmt in der Großgemeinde eine au-
ßerordentlich hohe Bedeutung ein. 
Aus der nachfolgenden Aufstellung sind die für die einzelnen Einrichtungen jeweiligen, gestaffelten Kin-
dergarten-Gebühren (Elternentgelte) zu entnehmen. 

A. Betreuungsgebühren "Heinrich-Schlerf-Kindertagesstätte" 

- Kinder, die an der mittäglichen Verpflegung teilnehmen und / oder 
ganztägig auch über die Mittagszeit betreut werden 

Pro Monat / Erstkind ab 01.08.2004 100,00 € 

Verpflegung Monatsgrund- 
Pauschale incl. 12 Essen ab 01.01.2011 36,00 € 

- Zweitkinder, die gleichzeitig mit dem ersten Kind 
den Gemeindekindergarten besuchen, pro Monat ab 01.08.2004 50,00 € 

- verlängerte Öffnungszeit ab 01.08.2009 15,00 € 

- für Kinder ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr 
bis zum Beginn des Regelkindergartens ab drei ab 01.08.2009 100,00 € 
Jahren (Nestgruppe) je Kind 

Die Veranlagung für das dritte und jedes weitere Kind, das gleichzeitig einen Kindergarten der 
Gemeinde besucht, erfolgt nicht. 

B. Verpflegungsentgelt 
Pro Mittagessen ab 01.01.2011: 3,00 € ab 13. Essen 

Kindergarten Affolterbach Kindergarten Siedelsbrunn 
Einweihung / Eröffnung Renovierung / Erweiterung 
Bahnstraße 3 / DGH Brunnenstraße 19 
1965 / 1 Gruppe / 25 Plätze 1993 / 2 Gruppen / 40 Plätze 

A. Betreuungsgebühren ab 01.08.2004 
Pro Monat / Erstkind 82,00 € 
Pro Monat / Zweitkind 50,00 € 

B. Verpflegungsentgelt Affolterbach Siedelsbrunn 
Pro Mittagessen / einmal ab 01.08.2004 ab 01.08.2007 
wöchentlich / mittwochs (Aff.)  dienstags (Sied.) 3,00 € 2,50 € 
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Tageseinrichtungen für Kinder / Kirchen und Sonstige: 

Wald-Michelbach 
Evangelischer Kindergarten: 85 Plätze (incl. 10 Plätze Nestgruppe ab 01.10.2010) / 1 Integration 

Aschbach 
Katholischer Kindergarten: 45 Plätze / keine Integration 

Unter-Schönmattenwag 
Katholischer Kindergarten: 45 Plätze / 1 Integration 

Kostenzuschuss der Gemeinde 
2013 - 470.000,00 € 
Finanzplanung 
2014 - 472.000,00 € 
2015 - 475.000,00 € 
2016 - 478.000,00 € 

ab 2004: 
Kostenübernahme durch Konfessionelle Träger nur noch 15 v.H. 
Kostenübernahme für die Bambini-Gruppe 10 v.H. 

- Kindergruppe "Schwarzer Peter" 
20 Plätze / keine Integration 

- 19 Tagespflege-Personen 
56 Plätze (Altersgruppe 0 - 14 Jahre) / 
Programm "Offensive für Kinderbetreuung" (Tagesmütter) 
Belegt sind insgesamt 35 Plätze, davon sind 13 Kinder unter 3 Jahre 

Kindergarten-Platzangebot in den drei gemeindlichen Einrichtungen 2013 = 180 Plätze 

Somit ergibt sich folgende Aufteilung: 
Plätze Integration 

- "Heinrich-Schlerf-Kindertagesstätte" 115 Plätze 3 
- Kindergarten Affolterbach 25 Plätze 
- Kindergarten Siedelsbrunn 40 Plätze 

Besondere Bedeutung nimmt die "Heinrich-Schlerf-Kindertagesstätte" ein, da in dieser Einrichtung 
115 Kinder ganztags betreut und verpflegt werden können. 

Die ab dem 01.08.2007 in allen Gemeindekindergärten neu angebotene Betreuungsmöglichkeit von 
Kindern ab dem 2. Lebensjahr wird mit großem, wachsendem Zuspruch angenommen. 

Sprachförderung 2012 (die Antragstellung für 2013 erfolgt erst im Februar / März 2013) 
- "Heinrich-Schlerf-Kindertagesstätte" 
Inanspruchnahme von 25 Kindern (2011 - 22 / 2010 - 22) 

- "Evangelischer Kindergarten Wald-Michelbach" 
Inanspruchnahme von 28 Kindern (2011 - 32 / 2010 - 38) 

- Gemeindekindergarten Affolterbach 
Inanspruchnahme von 6 Kindern (2011 - 6) 

Platzangebot Kirchliche Kindergärten: 175 / Plätze / 2 Integrationen 
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Tageseinrichtungen für Kinder - Gemeinde 

Haushaltsjahr Aufwendungen 
€ 

Erträge 
€ 

Defizit 
€ 

2008 1.002.989,00 473.869,00 529.120,00 

2009 855.780,00 423.742,00 432.038,00 

2010 971.537,00 428.350,00 543.187,00 

2011 985.084,00 403.216,00 581.868,00 

2012 1.028.501,00 453.709,00 574.792,00 

2013 1.101.521,00 476.459,00 625.000,00 

davon Elternbeiträge in 2013: 117.310,00 € 

Gesamt - Darstellung: Tageseinrichtungen für Kinder: Gemeinde, Konfessionelle und Sonstige 

Haushaltsjahr 
Gesamt- 

Aufwendungen 
€ 

Gesamt- 
Erträge 

€ 

Gesamt- 
Defizit 

€ 

2008 1.392.822,00 538.819,00 854.003,00 

2009 1.342.980,00 500.542,00 842.438,00 

2010 1.495.437,00 504.250,00 991.187,00 

2011 1.528.537,00 507.616,00 1.020.921,00 

2012 1.586.806,00 559.309,00 1.027.497,00 

2013 1.685.226,00 582.459,00 1.102.767,00 

Auch anhand des außerordentlich hohen Defizit- bzw. Zuschussbetrages bei dieser bedeutsamen Pflicht-
aufgabe von über 1,1 Mio. € wird deutlich, warum in 2013 im Ergebnis-Haushalt kein Haushalts-Ausgleich 
möglich ist. 
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9. Sondervermögen / Kommunale Gesellschaften 

Der Eigenbetrieb "Gemeindewerke Wald-Michelbach" besteht aus den beiden Betriebszweigen "Abwas-
serbeseitigung - AEW" und "Wasserversorgung - WEW'. 
Der Wirtschaftsplan 2013 beinhaltet beim Betriebszweig "Wasserversorgung - WEW" einen geringen 
Verlust von 65.000,00 €. Auch der Finanzplan für den Zeitraum 2014 - 2016 weist Verluste aus 

- 2014 = 60.000,00 € 
- 2015 = 65.000,00 € 
- 2016 = 65.000,00 €. 

Beim Betriebszweig "Abwasserbeseitigung - AEW" ist im Wirtschaftsplan 2013 ebenfalls ein Verlust 
von 60.000,00 € darzustellen. 
Aus der Finanzplanung ergeben sich außerordentlich erfreuliche Werte mit Gewinnen in Höhe von 

- 2014 = 40.000,00 € 
- 2015 = 35.000,00 € 
- 2016 = 65.000,00 €. 

Zur Abdeckung der vorgenannten für 2014 kalkulierten Defizite und auch zur Kompensation der aus Vor-
jahres-Defiziten angefallenen und im 5. Jahr vorzunehmenden Verlust-Ausgleiche sind in Vorbereitung 
dieses HSK für 2013 bereits mit Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom 18.12.2012 entspre-
chende Erhöhungen der Verbrauchsgebühren um jeweils 0,10 € vorgenommen worden. Darüber hinaus 
ist beim Abwasser der Grundbetrag um 6,00 € auf 36,00 € pro Anschluss und Abrechnungsjahr angeho-
ben worden. 

Durch diese im Wirtschaftsplan noch nicht berücksichtigten Gebühren-Anhebungen können die 
ausgewiesenen Fehlbeträge bei "Abwasser" und "Wasser" entsprechend kompensiert werden. 

Die positiven Tendenzen für die Folgejahre ergeben sich auch aus der Reduzierung der vom "AEW" an 
den Abwasserverband "Überwald" zu leistenden Umlage. 
Darüber hinaus kann auch aus der konjunkturellen Entwicklung eine verbesserte Bautätigkeit und damit 
ein höherer Abwasseranfall erwartet werden. Eine zusätzliche Steigerung des Abwasseranfalles und 
damit auch eines verbesserten Gebührenaufkommens kann aus dem zwischenzeitlichen Voll-Betrieb der 
"Systelios-Klinik" sowie dem steigenden Zuspruch am Sanatorium "Buddhas Weg" im Ortsteil Siedels-
brunn abgeleitet werden. 
Die zu erwartende Verminderung der Verbandsumlage lässt sich neben der geringeren Zinsbelastung 
(Schuldenstand-Reduzierung) auch mit der ab Mitte 2011 vorgenommenen Senkung des Einleitewertes 
beim abwasserabgabepflichtigen Parameter "Phosphat" begründen. Dadurch wird im Verbund mit der. 
neuen Berechnungs-Methode für die Ermittlung der Jahresschmutzwassermenge ("gleitendes Minimum") 
eine deutliche Haushalts-Verbesserung erwartet. 

10. Steuersätze (Hebesätze) 

(HH 2013 / Produkt 1600 / Seite 331) 

Im Rahmen der Erstellung des Haushaltsplanes 2013 sind Erhöhungen des Hebesatzes bei der Grund-
steuer A um 26 Prozentpunkte auf 270 v.H. und der Gewerbesteuer um 10 Prozentpunkte auf 310 v.H. 
(jeweils mit Wirkung ab 01.01.2013) eingearbeitet worden, sodass die daraus resultierenden Steuer-
Mehreinnahmen im Haushaltsplan 2013 bereits enthalten sind. 
Die Beschlussfassung über diese Hebesatz-Anhebungen ist durch die Gemeindevertretung in der Sitzung 
am 18.12.2012 erfolgt. 
Darüber hinaus ist eine Anpassung bei der Hundesteuer um 1,00 € pro Monat beschlossen worden, so-
dass für einen Ersthund nunmehr 48,00 € und den Zweithund 96,00 € zu leisten sind. Auch diese Ver-
besserung ist im HH 2013 bereits berücksichtigt. 

Eine Entscheidung der Gemeinde-Gremien bezüglich der ebenfalls vorgesehenen Erhöhung der Spielap-
paratesteuer wird nach weiteren Beratungen unter entsprechender Berücksichtigung neuer Erkenntnisse 
voraussichtlich erst im Frühjahr 2013 erfolgen. 
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Gemeindesteuern und Hebesätze 

Grundsteuer A ab 01.01.1973 244 v.H 
ab 01.01.2013 270 v.H. 

Grundsteuer B ab 01.01.2002 220 v.H. 
ab 01.01.2011 250 v.H. 
ab 01.01.2012 270 v.H. 

Gewerbesteuer ab 01.01.1987 300 v.H.. 
ab 01.01.2013 310 v.H 

Zweitwohnungssteuer ab 01.01.2007 10 v.H. 

Steuer-Aufkommen 
- Grundsteuer A 

	

	
2012 - 36.000,00 € 
2013 - 40.000,00 € 
2014 - 40.000,00 € 
2015 - 40.000,00 € 
2016 - 40.000,00 € 

- Grundsteuer B 2012 - 780.000,00 € 
2013 - 810.000,00 € 
2014 - 815.000,00 € 
2015 - 820.000,00 € 
2016 - 825.000,00 € 

Die geplanten Steigerungen sind als außerordentlich moderat zu bezeichnen, da in unserer Großgemein-
de die Bautätigkeit gegenwärtig keine großen Zuwächse erfährt. 

Landes-Durchschnitt 
Gemeinde- 

Größenklasse 

Grundsteuer 
A 

in v.H. 

Grundsteuer 
B 

in v.H. 

Gewerbesteuer 

in v.H. 

10.000 - 20.000 EWO 287 282 341 

Zum Vergleich die Hebesätze von Wald-Michelbach: 

10.766 Einwohner 270 270 310 
(1. WS 30.06.2012) 

Aus dieser Gegenüberstellung wird erkennbar, dass unsere Steuer-Hebesätze trotz der Anhebung der 
Grundsteuer B noch unterdurchschnittlich bemessen sind und um 

- 17 - 12 - 31 

Prozentpunkte unter den Landes-Durchschnittswerten unserer vergleichbaren Größenklasse ran-
gieren. 

Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang auch die uns vom Land Hessen im Rahmen des 
Finanzausgleiches bei der Ermittlung der Schlüsselzuweisungen zugrunde gelegten Steuerhe-
besätze von: 

Hierbei beläuft sich die jeweilige Überdeckung auf folgende Prozentpunkte 

+ 50 + 50 0 

"FAG- 
Mindestsätze" 

220 220 310 
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- Gewerbesteuer-Erträge 2012 - 1.460.000,00 € 
2013 - 1.690.000,00 € 
2014 - 1.720.000,00 € 
2015 - 1.750.000,00 € 
2016 - 1.770.000,00 € 

- Gewerbesteuer-Umlage 2012 - 340.000,00 € 
2013 - 380.000,00 € 
2014 - 385.000,00 € 
2015 - 390.000,00 € 
2016 - 395.000,00 € 

- Spielapparatesteuer 2012 - 32.000,00 € 
2013 - 34.000,00 € 
2014 - 34.000,00 € 
2015 - 34.000,00 € 
2016 - 34.000,00 € 

- Hundesteuer 2012 - 28.000,00 € 
2013 - 38.000,00 € Steuersatz / Ersthund: 48,00 € 
2014 - 38.000,00 € Zweithund: 96,00 € 
2015 - 38.000,00 € 
2016 - 38.000,00 € 

11. Bürgschaften 

Der Gesamtbestand an von der Gemeinde Wald-Michelbach übernommenen Ausfall-Bürgschaften um-
fasst derzeit 2.824.314,28 €. 

Überwiegend handelt es sich um Ausfall-Bürgschaften zugunsten von Ortsvereinen und aus dem Bereich 
des Sports ("Drachenschule" = privater Trägerverein). 
Mit den Bürgschaften werden die seitens der Vereine zur Durchführung von Investitionen z.B. für die Er-
richtung von Gebäuden benötigten Kredite abgesichert. 

Die "IGENA GmbH" steht zu 100 v.H. im Eigentum der Gemeinde Wald-Michelbach und hat mit den auf-
genommenen Darlehen ein Nahwärmenetz zur Versorgung des Schulzentrums mit "Eugen-Bachmann-
Schule" und "Überwald-Gymnasium" aufgebaut. 
Künftig ist der Anschluss für weitere öffentliche Gebäude wie z.B. der Polizeistation, dem Rathaus und 
eventuell auch dem Gemeindebauhof vorgesehen. 
Selbstverständlich ist auch eine Anschluss-Herstellung und Nutzung durch private Interessenten möglich, 
deren Anwesen an die Leitungstrasse angrenzen. 

12. Organisations-Strukturen 

Die seit dem Umzug in das 1984 fertig gestellte Rathaus praktizierte Aufteilung in vier Abteilungs-
bereiche sich für unsere Gemeinde als effektive Lösung erwiesen. 

Im Rahmen der Umstellung der Haushalts-Wirtschaft auf die "Doppik" ist ab 2009 zur erforderlichen Neu-
Darstellung eine entsprechende Präzisierung mit Erweiterung um die Bereiche "Bauhof und Fuhrpark" 
sowie "Zentrale Gebäudewirtschaft und Grundstücke" auf nunmehr sechs Geschäftsbereiche erfolgt. 

Gleichzeitig ist mit der Aufteilung auf insgesamt 55 Produkte auch eine Anpassung der jeweiligen Zu-
ständigkeiten vorgenommen worden. 
Diese (teilweise neuen) Organisations-Strukturen haben sich zwischenzeitlich als außerordentlich positiv 
bewährt. 
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Als Geschäftsbereiche bestehen nunmehr: 

I  - Zentrale Dienste - Verwaltungsservice 
II  - Bürgerservice 
III  - Planen, Bauen und Umwelt 

IV - Finanzen, Kasse und EDV 
V - Bauhofbetrieb und Fuhrpark 

VI - Zentrale Gebäudewirtschaft und Grundstücke. 

Diese werden innerhalb des produkt-orientierten Haushaltsplanes als "Teilhaushalte" gesondert darge-
stellt. 

13. Interkommunale Zusammenarbeit 

Hier ist neben dem bereits seit 1974 gegründeten Abwasserverband "Überwald" und der ebenfalls ge-
meinsam mit der Nachbargemeinde Grasellenbach vereinbarten Abwicklung des Landesprogrammes 
"Aktive Kernbereiche" auch auf die unsererseits mit den beiden Nachbargemeinden Abtsteinach und 
Grasellenbach in Vorjahren zum Erreichen von Synergie-Effekten eingeleiteten und von anerkannten 
Wirtschaftsprüfern begleiteten Bestrebungen zur Zusammenarbeit hinzuweisen . Diese haben nach 
Durchforstung sämtlicher Verwaltungsbereiche seitdem zur Kooperation in den Bereichen "Wasserver-
sorgung / WEW" sowie "Beschaffungen / Bauhof" geführt. 

Wesentlich für unsere Odenwald-Region des "Überwaldes" ist die für die gemeinsame Tourismus-
Vermarktung und zwischenzeitlich auch für die Wirtschaftsförderung zuständige "Zukunftsoffensive 
Überwald GmbH" (ZKÜ). 
Hier ist für die drei Gemeinden Abtsteinach, Grasellenbach und Wald-Michelbach ein eigenes Werbekon-
zept erarbeitet worden. 
Dieses zeigt nach der seit Jahren als außerordentlich erfolgreich betriebenen Sommerrodelbahn 
("Nibelungenblitz" / Privat-Investor) bereits große Erfolge. 

Die in 2013 geplante Inbetriebnahme der Draisinenbahn wird eine weitere, nicht zu unterschätzende tou-
ristische Belebung des "Überwaldes" bewirken, die letztlich auch über Einkommensteueranteile, Gewer-
besteuer ua. zu einer Verbesserung der Finanzausstattung unserer Kommune beitragen wird. 

14. "Kommunaler Finanzausgleich (FAG)" 
Schlüsselzuweisung / Kreisumlage / Schulumlage 

(HH /2013 /Produkt 1601 / Seite 338) 

Die Verantwortung für unser Haushalts-Defizit und somit auch zur Erstellung dieses HSK liegt aus-
schließlich beim "Kommunalen Finanzausgleich". 

Gegenüber dem Vorjahr ist in 2013 mit 3.786.000,00 € (brutto) bei den Schlüsselzuweisungen eine Ver-
minderung um 126.000,00 € festzustellen (2012 - 3.912.000,00 € / brutto). Nach Abzug von Kreis- und 
Schulumlage (3.568.000,00 € bzw. 2.262.000,00 €) Kompensations- und Zinsdienstumlage (196.000,00 € 
bzw. 30.000,00 €) ergibt sich ein Umlage-Gesamtbetrag von 6.056.000,00 €. 

Die Gegenüberstellung mit den Schlüsselzuweisungen führt zu einem unsere Haushalts-Wirtschaft enorm 
belastenden Defizit von 2.270.000,00 € (2012 - 1.813.700,00 € / Differenz bzw. Verschlechterung um 
456.300,00 €). 

Somit wird der Gesamt-Fehlbetrag im Ergebnis-Haushalt 2013 von 960.000,00 € (incl. Außerordentlichem 
Ergebnis = 780.000,00 €) vorrangig durch den "Kommunalen Finanzausgleich" verursacht. 
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Hebesätze Kreis Bergstraße: 

Kreisumlage Schulumlage 
1988 34,50 v.H. 1988 8,00 v.H. 
1989 35,50 v.H. 2006 23,50 v.H. 
1990 36,50 v.H. 2007 24,25 v.H. 
1991 37,50 v.H. 2008 22,21 v.H. 
1994 40,00 v.H. 2009 18,50 v.H. 
1995 41,00 v.H. 2010 20,59 v.H. 
2002 40,00 v.H. 2011 23,00 v.H. 
2005 45,00 v.H. 2012 23,00 v.H. 
2006 29,50 v.H. 2013 23,00 v.H. 
2008 31,54 v.H. 
2009 37,25 v.H. 
2010 35,16 v.H. 
2011 35,00 v.H. 
2012 35,00 v.H. 
2013 35,00 v.H. 

Gesamt-Prozentsatz: 58,00 v.H. 

Schlüsselzuweisungen 2009 - 2.795.000,00 € 
2010 - 2.258.082,00 € 
2011 - 2.775.386,00 € 
2012 - 3.912.000,00 € 
2013 - 3.786.000,00 € 

Berechnungsgrundlagen: 
Die Einnahmen aus Grundsteuern A + B, Gewerbesteuer sowie Einkommensteueranteile im Zeitraum 
01.07.2011 - 30.06.2012 ergeben die Steuerkraft, die der Bedarfsmesszahl gegenüber gestellt wird. 
Die in 2011 erfolgte Anpassung der Kreis- und Schulumlage auf insgesamt 58,00 v.H. bewirkt eine hohe 
Belastung der Gemeinde. Die Verbesserung der Schlüsselzuweisung in 2012 begründet sich mit einer 
vorweg genommenen "Spitz-Abrechnung" durch das Land Hessen. 

Kreisumlage 2010 - 3.337.692,00 € 
2011 - 2.913.768,00 € 
2012 - 3.207.000,00 € 
2013 - 3.568.000,00 € 

Schulumlage 2010 - 1.657.644,00 € 
2011 - 2.123.448,00 € 
2012 - 2.337.000,00 € 
2013 - 2.262.000,00 € 

Zinsdienstumlage 2010 - 13.431,00 € 
2011 - 34.171,00 € 
2012 - 31.696,00 € 
2013 - 30.000,00 € 

Kompensationsumlage 2011 
2012 
2013 

- 126.799,00 € 
- 147.000,00 € 
- 196.000,00 € 

Kreis- / Schul- / Kompensations-
und Zinsdienstumlage 
Gesamt 2010 - 5.008.767,00 € 

2011 - 5.198.185,00 € 
2012 - 5.725.700,00 € 
2013 - 6.056.000,00 € 
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Defizit 2010 - 2.750.431,00 € 
2011 - 2.420.171,00 € 
2012 - 1.813.700,00 € 
2013 - 2.270.000,00 € / Verschlechterung um 456.300,00 € 

Entwicklung des "Kommunalen Finanzausgleiches" im Zeitraum 1990 - 2013 

Schlüsselzuweisung 

€ 

Kreis- / Schul- / 
Kompensations-
und Zinsdienst-

umlage 
€ 

Defizit 

€ 

1990 1.564.384,00 1.773.185,00 208.801,00 
1995 2.383.961,00 2.955.613,00 571.652,00 
2000 2.513.652,00 3.676.909,00 1.163.257,00 
2003 2.335.874,00 3.657.432,00 1.321.558,00 
2005 2.363.675,00 3.832.452,00 1.468.777,00 
2008 3.434.086,00 5.104.380,00 1.670.294,00 
2009 2.795.000,00 5.490.000,00 2.695.000,00 
2010 2.258.082,00 5.008.767,00 2.750.431,00 
2011 2.775.386,00 5.198.185,00 2.420.171,00 
2012 3.912.000,00 5.725.700,00 1.813.700,00 
2013 3.786.000,00 6.056.000,00 2.270.000,00 

Sofern heute das "FAG"-Ergebnis des Jahres 1995 bzw. des im Zeitraum 2000 - 2008 vorhanden wäre, 
müsste kein Defizit innerhalb des Ergebnis-Haushaltes beklagt werden. 

Es wird überaus deutlich erkennbar, dass unser Haushalts-Fehlbetrag ausschließlich durch "Fremdein-
wirkung" hervorgerufen wird. 

15. Anhörung zum Kreishaushalt 

Die erforderlichen Informationen zum Kreishaushalt und zur Kreis- und Schulumlage erhält die Gemeinde 
durch die Mitgliedschaft des Bürgermeisters in den entsprechenden Gremien des Kreises. 
Somit erfolgt auch die Anhörung bezüglich des Kreishaushaltes. 

16. Berichtspflicht nach § 28 GemHVO 

Ab diesem Jahr wollen wir der Verpflichtung zur mindestens zweimaligen Vorlage von Berichten an die 
Gemeindevertretung zur haushaltswirtschaftlichen Lage, insbesondere zur Entwicklung von Steuern, im 
Rahmen eines "Plan - Ist - Vergleiches" nachzukommen. 
Bislang haben wir die Gemeinde-Gremien einmal pro Jahr entsprechend über die hauswirtschaftliche 
Entwicklung in Kenntnis gesetzt. 

Zuletzt ist der Gemeindevertretung im Herbst 2012 ein ausführlicher, vergleichender Bericht (nahezu als 
Ersatz für einen Nachtragsplan) mit entsprechender Darstellung der jeweiligen Verbesserungen bzw. 
Verschlechterungen zur Kenntnisnahme vorgelegt worden. 
Der Kommunalaufsicht ist eine Ausfertigung dieses Berichtes zur Verfügung gestellt worden. 

/17 
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Weitere mögliche Prüfungs-Positionen 

Produkt - Bezeichnung Produkt - 
Nummer 

Stichwort 

Gremien- und Verwaltungssteuerung 0110 Anzahl Mitglieder Gemeindevertretung 
(HH 2013 / Seite 108) 

Zentrale Dienste - Verwaltungsservice 0120 Verwaltungs- und Gemeinkosten / 
Rathausbetrieb 

Finanzen, Kasse und EDV 0124 Aufwand für EDV / Entgelte / Wartung / 
Leitung 

Bauhofbetrieb und Fuhrpark 0127 Reparaturaufwand Fahrzeuge (Alter) 

Zentrale Gebäudewirtschaft und 
Grundstücke 

0128 - Energieverbrauch Gemeindehäuser 
(HH 2013 / Seite 383) 

- Überprüfung Wartungsverträge für 
Gebäude und Technik 

- Vermietung und Verpachtung: 
Gemeindegebäude und Grundstücke 

- Bestand Gebäude 

Kommunale Ordnung und Gefahrenabwehr 0220 

Kommunalpolizei und Verkehrswesen 0221 

Brandschutz, Gefahrenvorbeugung und 
Gefahrenabwehr 

0240 

Museen und ähnliche Einrichtungen 0420 

Förderung von Musikgruppen und 
Musikvereinen 

0450 

Traditionelle Festveranstaltungen und 
Angebote 

0490 

Soziale Betreuung und Rentenberatung 0510 

Seniorenarbeit und Förderung 
Seniorenangebote 

0511 

Tageseinrichtungen für Kinder - Gemeinde 0620 

Tageseinrichtungen für Kinder - 
Kirchen und Sonstige 

0621 

Jugendbetreuung und Angebote 0640 Jugendzentrum / Ferienspiele / 
Kinderspielplätze (Anzahl) 

Förderung schulischer Ergänzungsangebote 0650 

Förderung der Gesundheitspflege 0730 

Förderung des Sports 0810 Vereinsförderung 
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Sportstätten 0820 

Waldschwimmbad 0821 Eintrittsgelder 

Abfallwirtschaft 1150 

Gemeindeverkehrsanlagen und Infrastruktur 1210 - Beseitigung von Winterschäden 
- Straßenunterhaltung 

Straßenbeleuchtung 1211 

Straßenreinigung und Winterdienst 1220 

Förderung des ÖPNV 1240 Ruf- und Linientaxi 

Öffentliches Grün und Landschaftsbau 1310 

Friedhofs- und Bestattungswesen 1330 Neue Satzungs-Regelung mit Gebühren-
Erhöhung ist in 2013 vorgesehen 

Forstwirtschaft 1350 

Förderung der Landwirtschaft 1351 

Förderung Wirtschaft und Gewerbe 1500 

Dorfgemeinschaftshäuser und öffentliche 
Einrichtungen 

1510 

Förderung Tourismus 1520 

Gemeindesteuern 

1600 Steuer-Erhöhungen sind bereits im Haus-
haltsplan berücksichtigt. 
Bezüglich der vorgesehenen Anpassung 
der Spielapparatesteuer wird noch geson-
dert in den Gemeinde-Gremien in 2013 
beraten 

/ 19 
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Zusammenfassung der Prüfungspunkte:  

Ergebnis der Überprüfung des Haushalts-Sicherungskonzeptes 2013 durch die 
Gemeindevertretung: 

Punkt Bezeichnung Ergebnis / Darstellung / Begründung 

1 Konsolidierungs-Maßnahmen - 
Allgemein 

Die überwiegenden Veranschlagungen aus Aufgaben bestehen 
aufgrund von gesetzlichen Verpflichtungen. Deshalb können nur 
bei wenigen Einzel-Positionen Ausgaben-Reduzierungen bzw. 
Einnahmen-Erhöhungen in Eigenregie der Gemeinde kalkuliert 
werden. 
Grundsätzlich werden bereits seit Jahren die Veranschlagungen 
gemäß den Haushalts-Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit vorgenommen. Somit besteht nur ein einge-
schränktes Verbesserungs-Potential. 
Energetische Maßnamen: 
Mit den bereits ausgeführten bzw. begonnenen energetischen 
Sanierungs-Maßnahmen an DGH's / MZH's oder auch der 
"Rudi-Wünzer-Sport- und Kulturhalle" werden künftig deutliche 
Reduzierungen beim Unterhaltungsaufwand erwartet. 
Darüber hinaus stehen in den nächsten Jahren auch die "Hein-
rich-Schlerf-Kindertagesstätte", das Rathaus und das "Haus des 
Gastes" zur dahingehenden Sanierung an. 
In diesem Zusammenhang ist auch auf die vorgesehene An-
schluss-Herstellung des Rathauses und der "Rudi-Wünzer-
Sport- und Kulturhalle" an das Nahwärmenetz hinzuweisen. 
Unverändert wird eine strenge Mittelbewirtschaftung mit Bud-
getverwaltung für alle Geschäftsbereiche betrieben. 

2 Begrenzung des Wachstums 
bei den Aufwendungen 

3 Personalkosten 
Der Personalbestand ist bereits seit Jahren auf das absolute 
Mindestmaß reduziert, sodass zur Beibehaltung des Leistungs-
angebotes weitere Einsparungen nicht mehr möglich sind. 

4 Investitionsmaßnahmen Zur Vermeidung einer "Netto-Neuverschuldung" sind bereits 
enorme Kürzungen und Verschiebungen in Folgejahre bei ei- 
gentlich dringend anstehenden Investitions-Vorhaben erfolgt. 

5 Netto-Neuverschuldung 
Weitere Verminderungen sind aus Gründen der infrastrukturel-
len Entwicklung der Gemeinde nicht möglich. Bereits seit 1985 
wird eine "Netto-Neuverschuldung" vermieden. 

6 Freiwillige Leistungen 

Nach entsprechender Prüfung der unter "A + B" genannten 
freiwilligen Leistungen wird durch die Gemeindevertretung keine 
Kürzung vorgenommen, da diese bereits seit Jahren auf ein 
unteres Niveau begrenzt sind. 
Die in "C" dargestellten Positionen entstammen vertraglichen 
Verpflichtungen. 
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7 Gebühren und Beiträge 

Die Abfallgebühren werden (zunächst) nicht angehoben. Hier 
sollen die Rechnungs-Ergebnisse aus den Jahresabschlüssen 
für 2009 - 2012 abgewartet werden. abzuwarten. Es ist davon 
auszugehen, dass in diesem Zeitraum Überschüsse erwirt-
schaftet werden konnten, die den jeweiligen Fehlbetrag ent-
sprechend kompensieren. 
Bei den Bestattungs-Gebühren ist im Rahmen der Erstellung 
einer neuen Satzung eine entsprechende Gebühren-Anhebung 
vorgesehen. 

Die dahingehende Beschlussfassung der Gemeindevertretung 
wird bis Frühjahr 2013 erwartet. Es ist davon auszugehen, dass 
eine entsprechende Kompensation des Defizites innerhalb die-
ses Gebühren-Haushaltes erreicht wird. 

8 Elternentgelte in Kinder- 
Betreuungseinrichtungen 

Eine Anhebung der Kinderbetreuungs-Gebühren erfolgt nicht. 
Die Erhebung höherer Gebühren ist auch im Hinblick auf die 
Bekämpfung des demografischen Wandels nicht vertretbar. 
Seitens des Jugend-, Senioren-, Sport und Kulturausschusses 
der Gemeinde ist die Beibehaltung der Betreuungsgebühren zur 
Zielsetzung erklärt worden. 

9 Sondervermögen / 
Kommunale Gesellschaften 

Die bereits am 18.12.2012 beschlossenen und mit Wirkung ab 
01.01.2013 gültigen Erhöhungen bei Abwasser- und Wasserge-
bühren werden im Verbund mit zu erwartenden Mehrverbräu-
chen ("Systelios"/ "Buddhas Weg") zu einer Abdeckung oder 
zumindest deutlichen Reduzierung von Fehlbeträgen innerhalb 
des Eigenbetriebes "Gemeindewerke Wald-Michelbach" 
("VVEW" + "AEW") beitragen. 

Grundsätzlich erfolgt keine Verlust-Abdeckung durch die Ge-
meinde. 

10 Steuersätze (Hebesätze) 

Die Gemeindevertretung hat zur Verteilung der Belastung aus 
dem HH-Defizit auf weitere Bereiche unserer Bürgerschaft mit 
Wirkung ab 01.01.2013 folgende Steuer-Erhöhungen beschlos-
sen: 
- Grundsteuer A von 244 v.H. auf 270 v.H. 
- Gewerbesteuer von 300 v.H. auf 310 v.H. 
- Hundesteuer um 1,00 € / Monat 

(Ersthund = 48,00 € / Zweithund = 96,00 € / seither 36,00 € 
bzw. 72,00 €) 

Eine Anhebung der Spielapparatesteuer war ebenfalls zum 
01.01.2013 angedacht; eine Entscheidung hierzu ist jedoch 
zunächst bis zum Frühjahr 2013 zurückgestellt worden. 
In die anstehende Beratung und Beschlussfassung durch die 
Gemeinde-Gremien sollen auch die neuen Erkenntnisse mit 
einfließen. 
Die in Vorjahren in mehreren Stufen bereits erfolgte Erhöhung 
bei der Grundsteuer B (270 v.H.) ist unverändert geblieben. 

11 Bürgschaften Die Anzahl und insbesondere die Zweckbestimmung sowie die 
Bürgschafts-Beträge sind für eine Gemeinde unserer Größen-
ordnung als angemessen zu bezeichnen. 
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12 Organisations-Strukturen 
Die mit der Umstellung auf die "Doppik" seit 2009 erfolgte Neu-
ordnung der Geschäftsverteilung mit den gebildeten sechs Ge-
schäftsbereichen hat sich als außerordentlich konstruktiv erwie-
sen und wird deshalb beibehalten. 

13 Interkommunale 
Zusammenarbeit 

Die zwischenzeitlich erreichten Kooperationen mit Nachbar-
Gemeinden werden auch auf der Grundlage der in Vorjahren 
durch Wirtschaftsberater ermittelten Möglichkeiten als kaum 
mehr zu verbessern bezeichnet. Topografische bzw. entfer-
nungs-technische Besonderheiten verhindern z.B. die Zusam-
menlegung von Bauhöfen ua. 

14 "Kommunaler Finanzausgleich" 
(FAG / Schlüsselzuweisung / 
Kreisumlage / Schulumlage) 

Die Gemeindevertretung stellt fest, dass das hohe Defizit beim 
"Kommunalen Finanzausgleich" nahezu für das auszuweisende 
Haushalts-Defizit und somit die Erstellung eines "HSK" ist. 
Auf das Ergebnis des "FAG" hat die Gemeinde keinen Einfluss. 
Hierzu ist eine entsprechende Gesetzes-Änderung notwendig. 

15 Anhörung im Kreishaushalt Keine Anmerkung / siehe Vorlage 

16 Berichtspflicht nach § 28 
GemHVO 

Keine Anmerkung / siehe Vorlage 

Weitere Prüfungs-Stichpunkte: 

Bauhofbetrieb und Fuhrpark 

Zur Reduzierung des altersbedingt höheren Reparaturaufwan-
des beim Bauhof-Fuhrpark erfolgt durch den Gemeindevorstand 
eine Überprüfung bezüglich Ersatzbeschaffungen bzw. Neu-
strukturierung des Bestandes. Die Umsetzung steht dann suk-
zessive in den kommenden Jahren an. 

Brandschutz, Gefahrenvorbeugung 
und Gefahrenabwehr 

Im Rahmen des Neubaues der Feuerwehr-Gerätehauses für die 
"Stützpunkt-Feuerwehr Wald-Michelbach werden gleichzeitig 
auch die beiden Ortsteils-Feuerwehren Aschbach und Gadern 
entsprechend in diesen Räumlichkeiten integriert. Somit wird 
dann aus drei FW-Gebäuden eine gemeinsame Einrichtung mit 
deutlich geringerem Unterhaltungs-Aufwand (auch Energiekos-
ten) geschaffen. 

Waldschwimmbad 

Durch den Gemeindevorstand wird nach einem dahingehenden 
Vergleich mit anderen derartigen Freizeit- und Sporteinrichtun-
gen in Nachbar-Kommunen eine Anpassung / Erhöhung der 
Eintrittsgelder überprüft. 
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Zur Beseitigung von Winterschäden soll künftig ein verstärkter 
Einsatz des bereits 2011 im Bereich "Wetzkeil / Spechtbach" 
angewandten "DSK"-Verfahrens mit Komplett-Erneuerung der 
Verschleißdecke vorgenommen werden. Diese Verfahrenswei- 

Gemeindeverkehrsanlagen und se bewirkt über einen mittelfristigen Zeitraum eine deutlich ver- 
Infrastruktur besserte Befahrbarkeit und stellt des Weiteren auch in wirt-

schaftlicher Hinsicht insgesamt gegenüber jährlichen Schlag-
loch-Beseitigungen eine günstigere Abwicklung dar. Der Ge-
meindevorstand prüft im Einzelfall die dahingehende Umset-
zungs-Möglichkeit und führt die Angebots-Einholung durch. 

Zwischenzeitlich sind bereits 46 v.H. der Lampen auf die deut-
lich effizienteren Natrium-Hochdrucklampen (Gelblicht- 
Standard) umgerüstet worden. 

Straßenbeleuchtung Bis zum Jahre 2020 wird die HSE (HEAG Süd-Hessische Ener-
gie AG) als unser Vertragspartner, alle noch vorhandenen 
Quecksilberdampf-Hochdrucklampen durch LED- und weitere 
Natriumdampf-Hochdrucklampen ersetzen. Dies wird eine wei-
tere Energie- sowie CO2-Reduzierung zur Folge haben. 

Anbei zur weiteren Ergänzung noch ein Auszug aus der Genehmigung zum Haushaltsplan 2012 durch 
die Kommunalaufsicht beim Landrat des Kreises Bergstraße. 

Beschlussvorschlag:  

" Die Gemeindevertretung nimmt das Haushalts-Sicherungskonzept 2013 zur Kenntnis und 
genehmigt die in der Zusammenfassung der Prüfungspunkte enthaltenen Festlegungen. 
Der Gemeindevorstand wird bevollmächtigt, laufend weitere Einsparungs-Maßnahmen zu 
prüfen und entsprechend umzusetzen. " 

Wald-Michelbach, 11.02.2013 
Geschäftsbereich Finanzen 
IV/5 - Herr Heiligenthal 



Auszug 
aus dem Anschreiben zur Genehmigung des Haushaltsplanes 2012 durch die 
Kommunalaufsicht beim Landrat des Kreises Bergstraße   

.Der Landrat 
des Kreises Bergstrasse 

- Abteilung Kommunalaufsicht - 

Dienstanschrift: 
Gräffstraße 5 
64646 Heppenheim 

Heppenheim, den 18. Juni 2012 
Az: L-Kommunalaufsicht(b)-901.15 

Genehmigung zur Haushaltssatzung  

Hiermit erteile ich die Genehmigung 

a) zur Aufnahme der in § 2 Abs. 1 der Haushaltssatzung der Gemeinde Wald - 
Michelbach für das Haushaltsjahr 2012 festgesetzten Kredite in Höhe von 

660.000,-- € 
(in Worten: Sechshundertsechzigtausend Euro) 

gemäß § 103 Abs. 2 der Hessischen Gemeindeordnung, 

b) zur Inanspruchnahme der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzten 
Verpflichtungsermächtigungen von 

1.290.000,--€ 
(in Worten: Eine Million zweihundertneunzigtausend Euro) 

gemäß § 102 Abs. 4 der Hessischen Gemeindeordnung, 

c) für den in § 4 der vorgenannten Satzung für das Haushaltsjahr 2012 
festgesetzten Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe von 

2.000.000,-- € 
(in Worten: Zwei Millionen Euro) 

gemäß § 105 Abs. 2 der Hessischen Gemeindeordnung. 

Im Auftrag 

GG,11; 
alkens ein 

Verwaltungsrat 



Zum Haushaltsplan der Gemeinde ist folgendes anzumerken: 

Der Ergebnishaushalt kann 2012 erneut nicht ausgeglichen werden. Die Haus-
haltssatzung weist einen Fehlbedarf im ordentlichen Ergebnis von 950 T€ aus. 
Durch einen Überschuss im außerordentlichen Ergebnis von 175 T€ verbessert 
sich der Gesamtfehlbedarf auf 775 T€. 
Das ordentliche Ergebnis ist im Vergleich zum Haushalt des Vorjahres um knapp 
600 T€ besser, was vor allem auf den Mehreinnahmen von 1,1 Mio. € bei der 
Schlüsselzuweisung beruht; allerdings steigen auch die Umlageverpflichtungen 
um 500 T€ an. 

Die Entwicklung der Vorjahre bleibt abzuwarten. Für die drei Jahre seit Einführung 
der Doppik wird - nach überschlägiger Berechnung - von einer Verbesserung 
gegenüber den Planzahlen ausgegangen. 
Nach Vorliegen der geprüften Eröffnungsbilanz bitte ich, wie abgesprochen, 
umgehend den Abschluss 2009 zu erstellen umso noch in diesem Jahr erste 
belastbare doppische Ergebniszahlen zu erhalten. 

Die Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung (MEFP) weist auch in den kom-
menden Jahren Fehlbedarfe im ordentlichen Ergebnis aus und zwar von 760 T€ in 
2013, 687 T€ in 2014 und 612 in 2015. 

Angesichts der aktuellen Haushaltssituation und der sich abzeichnenden 
Entwicklung ist die Sicherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde Wald-Michelbach auch weiterhin nicht gewährleistet. 

Es ist daher zwingend erforderlich, der Konsolidierung des Haushalts auch künftig 
allerhöchste Priorität einzuräumen. Die in der MEFP ausgewiesene Reduzierung 
der jahresbezogenen Fehlbeträge sollte als Minimalziel unbedingt  umgesetzt 
werden. Ebenso ist die von Ihnen seit Jahren erfolgreich betriebene Vermeidung 
der Nettoneuverschuldung - wie geplant - fortzusetzen. 

Der Schuldenstand betrug Ende 2011 für den Gemeindehaushalt gut 7,7 Mio. €, 
was einer Pro-Kopf-Verschuldung von 712 €/Einw. entspricht. Damit läge die Ge-
meinde unter dem Landesdurchschnitt der entsprechenden Gemeindegrößenklas-
se von 781 €/Einw. Bei Berücksichtigung der Schulden der Gemeindewerke (rd. 6 
Mio. €) sowie der Schulden beim Abwasserverband (ca. 3 Mio. €) ergibt sich eine 
Gesamtverschuldung von über 16,7 Mio. €. 

In diesem Zusammenhang bitte ich, bei der Aufstellung künftiger Haushalte bzw. 
Wirtschaftspläne die geplanten Investitionen kritisch zu überprüfen. Sofern dabei 
die zwingende Notwendigkeit einer Maßnahme festgestellt wird, ist in einem zwei-
ten Schritt der,Zeitpunkt ihrer Durchführung zu hinterfragen. Die Möglichkeit zur 
Finanzierung über Ito-Darlehen sollte weiterhin ausgeschöpft werden. 



Das Haushaltssicherungskonzept (HSK) ist im Rahmen des Haushalts 2013 fortzu-
schreiben. Dabei sind auch die Ergebnisse der Prüfaufträge darzustellen. 

Nach Ziffer 10 der Konsolidierungsleitlinie des Landes Hessen müssen die Hebe-
sätze defizitärer Kommunen - vor allem für die Grundsteuer B - deutlich über  dem 
Landesdurchschnitt der entsprechenden Gemeindegrößenklasse liegen. 
Der Hebesatz der Gemeinde Wald-Michelbach für die Grundsteuer B beträgt, nach 
der diesjährigen Anhebung um 20 Punkte, nunmehr 270 v. H.; bei einem maßgeb-
lichen Durchschnittshebesatzes von 277 v.H. Ich sehe daher, auch mit Blick auf den 
zu erwartenden weiteren Anstieg dieses Wertes, weiteren Handlungsbedarf. Ich 
verweise in diesem Zusammenhang auch auf die Hebesatzfestlegungen in anderen 
Kommunen des Kreises Bergstraße. 
Mit Blick auf die Erhöhungen in diesem und im Vorjahr (um insgesamt 50 Punkte) 
erscheint es vertretbar, eine erneute Anhebung erst für 2014 vorzunehmen. Eine 
entsprechende bindende Absichtserklärung sollte jedoch bereits in die Fortschrei-
bung des HSK aufgenommen werden. 
Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Regelung in Ziffer 10 auch für die 
Gewerbesteuer gilt. 

Bei der von Ihnen beabsichtigten Gebührenneukalkulation für das Produkt Fried-
höfe sollte - wie besprochen - ein Deckungsgrad von 80 v. H. (ohne Grünflächen-
anteil) angestrebt werden. 

Auch im Produkt Abfallbeseitigung ist - aufgrund der zwingenden Vorschrift des 
Kommunalen Abgabengesetzes (KAG) zur Kostendeckung - bei anhaltendem Zu-
schussbedarf eine neue Gebührenkalkulation vorzunehmen. Ich bitte, die Entwick-
lung im Auge zu behalten. 

Zur Verbesserung der Finanzsituation ist zu prüfen, ob Vermögensgegenstände, 
die nicht mehr zur Aufgabenerfüllung benötigt werden, veräußert werden können. 
Dabei sind die Vorgaben des § 109 HGO zu berücksichtigen. Erlöse aus Vermö-
gensveräußerungen müssen grundsätzlich zur Reduzierung bestehender oder 
zur Vermeidung neuer Schulden verwendet werden. Hierzu verweise ich auch auf 
den Finanzplanungserlass des HMdlufS vom 21. September 2011. 

Die im HSK enthaltene Aufstellung der disponiblen (freiwilligen) Leistungen bitte 
ich dem Grunde und der Höhe nach im Einzelnen kritisch zu überprüfen. 
Dabei ist auf ein angemessenes Verhältnis zwischen Notwendigem und lediglich 
Wünschenswertem zu achten. 

Im Übrigen verweise ich auf das in Ihrem Haus am 12.06.2012 geführte Gespräch. 
Die dabei gegebenen Anregungen und Hinweise bitte ich bei Aufstellung des Haus-
halts 2013 und der Fortschreibung des HSK zu beachten. 

Über den Stand der gemeindlichen Konsolidierungsbemühungen bitte ich, mich im 
Rahmen der Haushaltszwischenberichte  zu informieren. 



Anmerkungen zum Wirtschaftsplan: 

Der Erfolgsplan 2012 weist im Betriebszweig Wasser - auch künftig - ein Defizit 
aus. Unter Hinweis auf die erforderliche Kostendeckung nach KAG bitte ich um 
Überprüfung der Gebühren, wenn sich der Zuschussbedarf im Rechnungsergebnis 
bestätigen sollte. Eine Verlustabdeckung durch die Gemeinde sollte - wie im Vorbe-
richt zum Wirtschaftsplan dargelegt — vermieden werden. 



Vorlage an Gemeindevertretung 

Drucksache Nr. 136/XVII. - GV - 19.02.2013 

  

TOP 2:  Antrag der Fraktion Bürger für Wald-Michelbach - Wiederkehrende 
Straßenbeiträge; 

BFW - Bürger für Wald-Michelbach 

Wald-Michelbach, 28. Januar 2013 

Antrag der Fraktion "Bürger für Wald-Michelbach" XVII. WP Antrag 

Wiederkehrende Straßenbeiträge 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Breitwieser, 

den folgenden Antrag bitten wir, auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu nehmen. 

Antrag: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wald-Michelbach beschließt, gemäß § 11a 
"Wiederkehrende Straßenbeiträge" des Gesetzes über kommunale Abgaben, ab sofort für den 
Umbau und Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen Wiederkehrende Beiträge einzuführen. 

Die Satzung und Gebührenordnung der Gemeinde Wald-Michelbach wird entsprechend 
§ 11a, KGA, geändert. 

Begründung: 
Mit „Wiederkehrenden Beiträgen" wird sowohl für die betroffenen Bürger, als auch für die 
Gemeinde eine größere Planungssicherheit erreicht. 
Außerdem wird für die betroffenen Bürger eine oft überraschende finanzielle Notsituation 
vermieden. 

Für die Bürger für Wald-Michelbach, 

Jörg Maletz ; Fraktionsvorsitzender der BFW 
Forsthausstraße 23 
69483 Wald-Michelbach 

Anlage: Auszug aus dem Gesetz über kommunale Abgaben (KAG) 

Gesetz über kommunale Abgaben (KAG) 
Vom 17. März 1970, gültig ab 01.01.2013 

§ 11a 
Wiederkehrende Straßenbeiträge 

(1) Die Gemeinden können durch Satzung bestimmen, dass anstelle der Erhebung einmaliger 
Beiträge nach § 11 Abs. 1 Satz 2 die jährlichen Investitionsaufwendungen für den Umbau und 
Ausbau ihrer öffentlichen Verkehrsanlagen als wiederkehrende Beiträge auf die im 
Abrechnungsgebiet nach Abs. 2a oder 2b gelegenen Grundstücke verteilt werden. Der 
wiederkehrende Beitrag wird für den besonderen Vorteil erhoben, der durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der im Abrechnungsgebiet gelegenen Verkehrsanlagen geboten wird; er darf 
ausschließlich für die in Satz 1 genannten Investitionsmaßnahmen verwendet werden. 



DER VORSITZENDE 
DER GEMEINDEVERTRETUNG 
DER GEMEINDE WALD-MICHELBACH 
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An die 
Damen und Herren 
der Gemeindevertretung 
und des Gemeindevorstandes 
der Gemeinde Wald-Michelbach 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

da die Einladung zur Sitzung der Gemeindevertretung am 19.02.2013 bereits gedruckt war, 
haben wir den Antrag der Fraktion „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN", der noch fristgerecht 
eingegangen ist, separat beigefügt. 

Er wird als TOP 3 auf die Tagesordnung der 18./XVII. Sitzung aufgenommen. Der Punkt 
„Wünsche, Anregungen und Anfragen" wird damit TOP 4. 

Mit freundlichen Grüßen 

Werner Breitwieser, Vorsitzender 
der Gemeindevertretung 



 

Vorlage an Gemeindevertretung  

Drucksache Nr. 137/XVII. - GV - 19.02.2013 

TOP 3:  Antrag der Fraktion „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN" - Akteneinsicht 
Pacht für Solardächer auf gemeindeeigenen Dächern nach 

50 (2) HGO; 

 

BÜNDNIS 90 
DIE GRÜNEN , 

Wald-Michelbach, 11.2.2013 

 

Antrag: Akteneinsicht Pacht für Solardächer auf gemeindeeigenen Dächern nach § 50 
(2) HGO (XVII WP-24) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Breitwieser, 

die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stellt den folgenden Antrag zur nächsten Sitzung der 
Gemeindevertretung: 

Antrag zur Akteneinsicht 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragt die Einrichtung eines Akteneinsichts-

ausschusses zu sämtlichen Akten und Unterlagen von 2008 bis 2012, die die Festsetzung 

der Pachthöhe der zur Gewinnung von Solarenergie verpachteten gemeindeeigenen 

Dachflächen betreffen, und insbesondere zu den einschlägigen Beschlussprotokollen der 

Sitzungen des Gemeindevorstands vom 9.9.2009, 31.1.2011 und 14.2.2011. 

• 

Begründung: 

Der Leserbrief vom 13.1.2013 (WNOZ) des Fraktionsvorsitzenden Dieter Kunkel der CDU-Fraktion, 

Wald-Michelbach, wirft einige Fragen auf, da die Angaben im Widerspruch zu früheren Angaben des 

Gemeindevorstands stehen: 

1.  Kunkel schreibt: „Laut OZ-Bericht vom 1. April 2009 erhielt die Firma Solarmobil, dessen In-

haber Georg Schumacher ist, die Nutzung zu Pachtzwecken mit zwei Prozent der Einspeise-

vergütung an die Gemeinde." 

Dies ist nicht korrekt, denn im genannten Bericht findet sich keine Angabe der Art „Nutzung zu 

Pachtzwecken mit zwei Prozent der Einspeisevergütung" 



2. Kunkel schreibt weiter: „Das Gleiche passierte auch mit dem Dorfgemeinschaftshaus in Har-

tenrod. Warum soll Herr Peter Bihn als ehrenamtlich tätiger Gemeindevorstand mit höheren 

Zahlungen für die gleichen Belange (Anlage Bauhof) belastet werden als ein anderer Bürger 

Wald-Michelbachs. Hier sollte der Gleichheitsgrundsatz gelten." 

Das würde heißen, dass über Jahre die gleichen Bedingungen gelten. Dies war in der Solarbranche 

nicht der Fall. Bei der Ermittlung der Pacht muss daher die Marktentwicklung berücksichtigt werden. 

3. Kunkel schreibt: „Die Kommunalaufsicht hat bemängelt, dass die Verträge nicht offen gelegt 

worden sind. Dies ist danach geschehen und wird auch in Zukunft so gehandhabt." 

Diese Aussage ist unvollständig. Die Kommunalaufsicht hat nicht nur bemängelt, dass die Verträge 

nicht offengelegt wurden. Die Kommunalaufsicht hat angeordnet, dass die Verträge der Gemeinde-

vertretung nachträglich zur Abstimmung vorzulegen sind, was dann ja auch geschehen ist. 

Nach § 108 (2) HGO sind die Vermögensgegenstände der Gemeinde pfleglich und wirtschaftlich zu 

verwalten und ordnungsgemäß nachzuweisen und nach HGO § 109 darf die Gemeinde Vermögens-

gegenstände, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer Zeit nicht braucht, veräußern oder 

verpachten. Vermögensgegenstände dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräußert bzw. zur 

Nutzung überlassen werden. Es stellt sich die Frage, ob die Pachthöhe der gemeindeeigenen Dachflä-

chen, die für Solaranlagen verpachtet wurden, diesen Grundsätzen entspricht. 

Deshalb hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN am 9.11.2011 Fragen zur Verpachtung der Dächer 

an einen Beigeordneten an den Gemeindevorstand gestellt, insbesondere die Frage 2 der damaligen 

Anfrage „Welcher Referenzwert lag der Festlegung von 2% des Solarertrags für das jährliche Nut-

zungsentgelt zugrunde?" 

Diese Frage wurde vom Gemeindevorstand wie folgt beantwortet: „Internet Recherche; Nachfrage 

bei Nachbarkommunen". Diese Antwort widerspricht der Angabe des Fraktionsvorsitzenden der CDU 

in seinem Leserbrief. 

Der Gemeindevorstand führte weiter aus, dass nach mündlicher Anfrage bei der Verwaltung von der 

Grundstückgemeinschaft Bihn im Dezember 2010 am 27.01.2011 (Feuerwehrgerätehaus Siedels-

brunn) bzw. 11.02.2011 (Feuerwehrgerätehaus und DGH Affolterbach) schriftliche Anträge der 

Grundstücksgemeinschaft an den Gemeindevorstand eingereicht wurden und der schriftliche Antrag 

für das Dach des Bauhofes vom 8.9.2009 war. Die Beschlussfassungen des Gemeindevorstandes zur 

Verpachtung der Dachflächen erfolgte in den Sitzungen am: 

9.9.2009 — Bauhof, 31.1.2011 - Feuerwehrgerätehaus Siedelsbrunn, 14.2.2011 - Feuerwehrgerä-

tehaus und DGH Affolterbach 

Es ist kaum vorstellbar, dass bei einem am 8.9.2009 eingereichten Antrag die Beschlussfassung be-

reits am 9.9.2009 erfolgte und dabei noch die Marktlage recherchiert und zu Grunde gelegt wurde. 

Dies ist auch kaum vorstellbar bei Antragsstellung am Freitag, 11.2.2011 und Verpachtung am Mon-

tag 14.2.2011. Leider wurde unsere Bitte um Vorlage der Niederschriften bzw. der Teile der Nieder-

schriften der betreffenden Gemeindevorstandssitzungen, die vertragsrelevant sind, mit der Begrün- 



dung „Für die Sitzungen des Gemeindevorstandes wird ein Beschlussprotokoll geführt. Die Be-

schlussdaten sind in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt." verweigert. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen deshalb Akteneinsicht in sämtliche Akten und 

Unterlagen von 2008 bis 2012, die die Festsetzung der Pachthöhe der verpachteten gemeindeeige-

nen Dachflächen betreffen, und insbesondere in die einschlägigen Beschlussprotokolle der Sitzungen 

des Gemeindevorstands vom 9.9.2009, 31.1.2011 und 14.2.2011. 

Wald-Michelbach, 11.2.2013 

Hermann Engesser 

Fraktionsvorsitzender BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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